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Wie soll das Gebot der US-amerikanischen Verfassung umge
setzt werden, das staatliche Institutionen zu strikter Neutralität
gegenüber religiösen Betätigungen verpflichcec? Muss sich dar
aus eine separacioniscische Religionspolicik ergeben, die den
Religionsgemeinschaften keinerlei Umerscü czung gewähre?
Oder ist zu fordern, dass beispielsweise humanicäre Programme
dieser Organisationen ebenso zu fördern sind wie die Wohl
fahnsdiensce nicht-religiöser Träger - wobei dann allerdings
eine rechtliche Gleichbehandlung aller religiösen Verbände bei

ihren sozialen Anstrengungen zu gew:ihrleiscen w:ire? Das isc die
zentrale Frage, die in diesem Sammelband behandele wird. Die
Heraus"eber und fünf der achc Aucoren - Verfassungsrechcler

b 

und Policikwissenschafcler (besonders für Religionspolitik)
wenden sich gegen die noch immer in der Gesetzgebung, in der
policischen Exekucive und in der Rechtsprechung der Vereinigten
Scaacen vorherrschende konsequeme Trennung von Staac und
Rcliaion und plädieren demacaenliber für den Equal-Trcacmem-
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Grundsacz. In ihren Beicrägen cragen sie nichc religionstheologi-
sche Reflexionen vor; vielmehr versuchen sie, eine religionspoliti

sche Diskussion anzuscoßen - mic dem Ziel, die Auslegung des
Neucralitiitsgebocs zu ändern, um es gerade so umer veränderten
Bedin"Un"e�1 neu zur Geltun<7 zu brin<

b
1en. Neucralic:ic - so ihr
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Zell(raks Ar"umenr - müsse sich in der juriscischen Gleichbe-
handlun" ret"iöser und nichc-reli

b
criöser Körperschafren realisie-
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ren. Der syscernacische Ausschluss der Religionsgerneinschafcen
von policischer Mitwirkung und staaclicher Förderung verscoße
gegen diesen konscicucionellen Grundsatz.

In den erscen drei Kapiceln des Buches wird die rechcscheore
cische Begründung des Equal-Treacrnem-Prinzips als religions
policischem Paradigma im Gegenüber zur separaciscisch imer
preciercen Neurralic:icsforderung herausgearbeicec. C. Esbeck
zeige, wie sich diese beiden Rechtsauffassungen in der Jurisdik
tion des Supreme Courc manifestiert haben; besonders im
Bezug auf die Freiheit der rcligiösen und nicht-religiös weltan
schaulichen Selbscdarsrellung werde der Grundsatz „gleiches
Recht für alle" schon seit nahezu zwei Jahrzehmen praktiziere.
M. W. McConnell beklagt die Benachteiligung religiöser In
srirucionen, die durch die bisherige Praxis des Staacskirchen
rechrs encsranden sei. Und J. Skillen stellt dem für die Rechcs
geschichce der USA konscicutiven liberaliscischen Ansatz (der
Religion als Privarsache behandele und für die politische Ge
stalrung öffemlicher Bereiche religiöse Neutralität fordere) den
von ihm bevorzugten „srrukrurellen und konfessionellen Plu
ralismus" "e"cnüber. Dieser allein führe zur vollen Verwirkli
chuno- reli;i�ser Gleichheit und Freiheic. Denn w;ihrend sich
der (;lbsc zuriefsc religiös geprägce) liberale Säkularismus den
umerschiedlichen Religionsformen vorgeordnet - und einen
Monopolanspruch auf die Regulation des öffenclichen Lebens
erhoben habe, handele es sich beim Pluralismus um ein rein for
males Freiheitsprinzip, das die unverkürzte Entfalrung aller
Religionen und säkularen Welcanschauungen im Privacen wie in
der Öffendichkeir zulasse. - Die nächsten beiden Kapitel von
Ch. Glenn und R. Desrro wenden das Konzept des Equal
Trearmenc auf zwei soziale Bereiche an: auf das Bildungswesen
und auf die Nonprofic Service Organisations.

In den lerzcen drei Kapiceln kommen Kritiker dieses Ansaczes
zu Worc: D. H. Davis hälc ihm enrgegen, dass eine engere Ver
bindung von Religion und Gesellschafcsgesralcung zu einer
Tyrannei der religiösen Mehrheit führen - und damit die Re
ligionsfreiheit umerminieren könne. Allein die liberale Privaci
sierung der Religion garantiere die politische Gleichbehandlung
aller Religionen. G. lvers unrersrreichr die Befürchcung, dass
sich hinrer dem Equal-Treacmenr-Prinzip der Versuch der
chrisdichen Mehrheit verbirgt, ihren politischen Einfluss zu
vergrößern und dass dies zu Lascen der religiösen Minderheiten
(wie der Juden, für die er sprichc) gehen müsse. M. Smich
schließlich fürchcec eine Zurückdr:ingung nichc-religiöser Ein
fllisse in der policischen Willensbildung und -ausübung.

In ihrer abschließenden Auswertung der vorgecragenen Ar
gumeme sprechen sich die Herausgeber für eine Revision der
scrikcen Trennung von Sraar und Kirche aus, fordern aber, dabei
den berechcigten Einwänden der Kritiker Gehör zu schenken.
Wie schon in der Einleirung verweisen sie (unrer Bezugnahme
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auf den Soziologen J. D. Hunter) darauf, dass sich der Säkula
rismus als die am schnellsren wachsende "communiry of moral 
convicrion" in den USA neben den Religionsgemeinschafo:n 
etabliere habe; ca. 30 % der US-Amerikaner seien mirrlerweile 
dazuzurechnen. Die vom Sraat geforderre religiöse und welran
schauliche Neurralitär sei nun aber auch dahingehend auszule
gen, dass dieser Säkularismus (der den ideellen Grundlagen des 
säkularen. Staares nahesrehe) nichr gegenüber den religiösen 
Körperschaften bevorzuge werden dürfe. Es sei nichr einzuse
hen, dass er die Gestalrung öffenrlicher Instirurionen (wie erwa 
der Schulen) besrimme und für seine Akrivir'.iren sraarliche För
dermirrel bekomme, w;ihrend die Religionsgemeinschafren da
von ausgeschlossen seien. Im Interesse der Religionsfreiheir 
müssten die Religionen untereinander und mir den s:il-::ularen 
Weltanschauungen jurisrisch gleichgesrellr sein. "Government 
should be neutral in rhe contest berween religionisrs and secu
larisrs" (206). 

Der Band gibt einen instruktiven Einblick in die Kompli
kationen, die sich aus dem hisrorisch versr:indlichen Versuch 
ergeben haben, den Sraar zu vollkommener Neurralir:ir gegen
über allen Religionsgemeinschaften zu verpflichren. So sehr er 
auch aus der spezifischen religionspolirischen Siruarion in den 
USA enrstanden ist und auf diese Siruarion Einfluss nehmen 
will, so sehr kann er doch auch all jenen zu denken geben, die 
für Deurschland und Europa eine strikrere Trennung von Sraar 
und Kirchen fordern. Er wird aber auch vor die Frage führen, 
ob nichr-christlichen Religionsgemeinschaften auf Dauer die 
Gleichbehandlung mir chrisrlichen verwehre werden kann. 

Heidelberg Reinhold Bernhard 
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